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Das EG hat dem Änderungsbeirat für seine Sitzung am 9. Januar 2019 einen Bericht bereitgestellt (s. Anlage 1: „Anhänge an XPS Nachrichten 2019_Anlage1_Bericht CAB“), der beleuchtet, für welche Anwendungsfälle Anhänge an XPersonenstandsnachrichten sinnvoll sind und welche Alternativen zu Anhängen bestehen.
Im Änderungsbeirat bestand Einigkeit, dass eine Änderung der Zuständigkeiten anzustreben sei, bei der das aufnehmende StA auch die Prüfung übernimmt. Dies soll mit den Personenstandsrechtsreferenten besprochen werden. 
Er hat das EG aber auch gebeten, die im Bericht beschriebene Variante 2 (Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit zusätzlichen strukturierten Daten) vorzubereiten.
Lösung
Die Runde der Personenstandsreferenten der Länder und des Bundes hat im November 2019 eine Änderung der Zuständigkeit abgelehnt und eine Umsetzung der Variante 2 beschlossen[footnoteRef:1]. XPersonenstand wurde daraufhin um die Nachricht 016090 um ein weiterees Datenfeld erweitert, in dem dem Geburtsstandesamt des Kindes nun auch die Inhalte der Anschlusserklärung übermittelt werden. Das Expertengremium hat den Personenstandsreferenten außerdem einen Vorschlag unterbreitet, welcher Zeitpunkt in diesem Prozess als Zeitpunkt der Entgegennahme fungieren sollte. [1:  Die exakte Beschlusslage der Runde der Personenstandsreferenten lag der KoSIT zum Zeitpunkt der Erstellung der CR-Zusammenfassung (5.12.) noch nicht vor. ] 

Außerdem wurde der Gesamtprozess zur Mitteilung einer Eheschließung an die Geburtseinträge gemeinsamer Kinder dahingehend optimiert, dass für das Geburtsstandesamt anhand der Nachrichtenummer erkennbar ist, ob im Zuge der Eheschließung ein Ehename bestimmt wurde und ob vom Kind eine Anschlusserklärung abgegeben wurde. Hierdurch müssen die Standesämter nicht länger abwarten, ob zusätzlich / Nachträglich zur Mitteilung der Eheschließung eine separate Anschlusserklärung übermittelt wird, sondern können den Eintrag direkt fortführen. 
Der optimierte Gesamtprozess ist in Kapitel 3.6.2 detailliert beschrieben und in Abbildung 3.30 grafisch veranschaulicht. 
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Problembeschreibung bei Erfassung
Der Änderungsbeirat hat in seiner Sitzung am 15. März 2018 das Expertengremium XPersonenstand gebeten, die Sinnhaftigkeit von Anhängen bei bestehenden Nachrichten zu prüfen.
Das EG hat dem Änderungsbeirat für seine Sitzung am 9. Januar 2019 einen Bericht bereitgestellt (s. Anlage 1: „Anhänge an XPS Nachrichten 2019_Anlage1_Bericht CAB“), der beleuchtet, für welche Anwendungsfälle Anhänge an XPersonenstandsnachrichten sinnvoll sind und welche Alternativen zu Anhängen bestehen.
Der Änderungsbeirat ist sich einig, dass eine Änderung der Zuständigkeiten anzustreben ist, bei der das aufnehmende StA auch die Prüfung übernimmt. Dies soll mit den Personenstandsrechtsreferenten besprochen werden. Er bittet das EG aber auch, die im Bericht beschriebene Variante 2 (Ersetzen von papierbasierter Kommunikation durch XPersonenstandsnachrichten mit zusätzlichen strukturierten Daten) vorzubereiten. 
Lösungsvorschlag bei Erfassung
Aufgrund des Beschlusses des Änderungsbeirats sollte das EG in 2019:
· Die Prozessmodelle (Anwendungsfall „Eheschließung mit Bestimmung eines Ehenamens und Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren“, Variante 2) prüfen und ggf. weiter detaillieren, bzw. für Anwendungsfall „Namensänderung bei Volljährigen-Adoption“ Prozessmodelle erstellen,
· konkrete rechtliche Änderungsbedarfe aufzeigen
· Dokumente auflisten, die in die Sammelakte aufgenommen werden müssen und dabei ausführen
· Welche Probleme ergeben sich bei elektr. und konventionellen Sammelakten
· Welche Lösungsansätze für den Umgang mit Sammelakten denkbar sind
· geänderte / neue Nachrichten skizzieren

Bearbeitungsschritte
Bearbeitet durch: CAB XPersonenstand 	2019-01-09
Der Änderungsbeirat diskutiert:
· Die betroffenen Anwendungsfälle werden ausschließlich zwischen StA abgewickelt. 
· Die vorgeschlagene Änderung zielt im Gegensatz zum Titel des CR nicht auf die Einbindung von Abbildungen als Anhang ab, sondern auf die Aufnahme weiterer strukturierter Daten in die jeweils in den Anwendungsfällen nötigen Nachrichten. Statt der papiergebundenen Erklärung soll der Erklärungstext mit der Nachricht übermittelt werden. 
· Ggf. erforderliche Anpassungen der Rechtsgrundlage sollen mit den Personenstandsrechtsreferenten erörtert werden. 
Ggf. wäre auch eine Änderung der Zuständigkeiten in Betracht zu ziehen, bei der das aufnehmende StA auch gleichzeitig für die Entgegennahme zuständig ist. Die Vor- und Nachteile dieser Variante 3 werden erörtert und der Änderungsbeirat stellt fest, dass durch das aufnehmende StA auch der Eintrag im Register erfolgen müsste, um einen Zeitverzug zwischen Wirksamkeit der Erklärung und Registerfortschreibung zu vermeiden. Allerdings gibt es andere Erklärungen (z. B. Vaterschaftsanerkennung), bei denen ein solcher Zeitverzug ebenfalls besteht.
Der Änderungsbeirat beschließt: 
· Der Änderungsbeirat ist sich einig, dass eine Änderung der Zuständigkeiten anzustreben ist, bei der das aufnehmende StA auch gleichzeitig für die Entgegenname zuständig ist. Dies soll mit den Personenstandsrechtsreferenten besprochen werden. 
· Er bittet das EG, die im Bericht beschriebene Variante 2 vorzubereiten.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-01-14
Ziele der Befassung gemäß Auftrag des Änderungsbeirats:
· Prüfung und wenn notwendig Detaillierung der Prozessmodelle (AF 1, Variante 2) bzw. Erstellung der Prozessmodelle für AF 2
· Auflistung konkreter rechtlicher Änderungsbedarfe
· Auflistung der Dokumente, die in die Sammelakte aufgenommen werden müssen
· Welche Probleme ergeben sich bei elektr. und konventionellen Sammelakten
· Lösungsansätze für Umgang mit Sammelakten
· Skizze für geänderte / neue Nachrichten
1. Anwendungsfall: Eheschließung mit Bestimmung eines Ehenamens und Anschlusserklärung eines gemeinsamen Kindes über 5 Jahren
Das EG überarbeitet und detailliert den IST-Prozess und den SOLL-Prozess für Variante 2 wie folgt:

Abbildung 1: IST-Prozess Anwendungsfall 1


Abbildung 2: SOLL-Prozess Anwendungsfall 1

Zu Variante 2 (Übermittlung strukturierter Daten) gab es folgende Überlegungen:
Frage: Können strukturierte Daten die beglaubigte Abschrift ersetzen?
These: 
Schon jetzt besteht die Möglichkeit, dass eine Beurkundung in einem Personenstandsregister mittels XPersonenstand (ohne elektr. Signatur) einem anderen StA in strukturierter Form übermittelt wird und dort zu einer Folgebeurkundung führt (vgl. § 63 PStV).
Analog sollte die Beurkundung der Anschlusserklärung (Niederschrift) und eine darauf basierende XPersonenstand-Nachricht, in der die alten und neuen Namen der Erklärenden in strukturierter Form und der Erklärungsinhalt als Freitextfeld enthalten sind, ausreichen, um die Folgebeurkundung auszulösen.
Auch sollte die Übernahme der XPersonenstand-Nachricht in die Sammelakte ausreichend sein, analog zur Übernahme anderen XPersonenstand-Nachrichten.

Frage: Bisher ist das Datum der Wirksamkeit das Datum des Eingangsstempels. Welches Datum entspricht dem bei der Verwendung von XPersonenstand?
Das Fachverfahren kann nicht auf die Daten der OSCI-Transport-Schicht zugreifen. Das Fachverfahren speichert aber das Datum, an dem es die Nachricht beim OSCI-Intermediär abholt. Die Nachricht selbst enthält nur das Erstellungsdatum.
These: 
Falls das Empfangsdatum, das das Wirksamkeitsdatum der Namensänderung darstellt, in die Sammelakte aufgenommen werden muss, könnte das Datum, zu dem das Fachverfahren die Nachricht abholt auf der Verfügung, die in die Sammelakte übernommen wird, ergänzt werden. 
Andernfalls könnte man sich auf das Wirksamkeitsdatum im Register verlassen.

Folgende Rechtliche Anpassung wurde durch das EG identifiziert:
Für die Sonderakte („besondere Bände“) müssen die gleichen Aufbewahrungsfristen gelten wie für die Sammelakten (vgl. § 7 (2) PStG, 6.1.1 PStG-VwV).

Art und Umfang der strukturierten Daten wurden in dieser Sitzung noch nicht näher betrachtet.

Aufgabe:
Aus der Diskussion zu diesem Anwendungsfall wurde deutlich, dass das Verhältnis der Nachrichten 012020 und 012021 in Kapitel 3.6.2 der Spezifikation klargestellt werden sollte:
Die Nachricht 012021 wird versendet um sowohl die Folgebeurkundung über die Namensänderung als auch die Hinweiseintragung zum geänderten Namen eines Elternteils auszulösen.
Die Nachricht 012020 wird nur dann versendet, wenn keine 012021 versendet wird, d. h. wenn nur eine Hinweiseintragung erfolgen soll.
Die KoSIT erarbeitet entsprechende Formulierungsvorschläge.

Zu Variante 3 (Änderung der Zuständigkeiten) gab es folgende Überlegungen:
Bisher wurde in dieser Variante davon ausgegangen, dass alle Erklärungen im aufnehmenden Standesamt vorliegen und dieses die Prüfung vornehmen kann. Wenn die beglaubigten Abschriften auch von Notaren oder Konsulaten kommen können, ist die Zuständigkeitsänderung nicht ohne weiteres möglich.
Im Nachgang zur Sitzung gab der VfSt zu bedenken, dass für eine Beurkundung gegebenenfalls auch die Sammelakte benötigt wird.
2. Anwendungsfall: Namensänderung bei Volljährigen-Adoption
In diesem Anwendungsfall müsste das Geburtsstandesamt dem Eheschließungsstandesamt mitteilen, dass der Adoptionsbeschluss eine Erstreckung der Namensänderung auf den Ehenamen enthält. Das Eheschließungsstandesamt müsste sich auf die Interpretation des Adoptionsbeschlusses durch das Geburtsstandesamt verlassen.
Ein Erfassen des Gerichtsbeschlusses durch das Geburtsstandesamt wird als unzumutbarer Aufwand betrachtet.

Offene Frage: 
Kann die dargestellte, strukturierte Datenübermittlung die beglaubigte Kopie des Adoptionsbeschlusses ersetzen? Siehe auch These bei Anwendungsfall 1.

Das EG sieht folgende Vor- und Nachteile bei Umsetzung dieser Variante:
Vorteile: 
· Papierübermittlung und –aufbewahrung entfällt
· Erstellung der Beglaubigung entfällt
Nachteile: 
·  „Prüfungshoheit“ wird vom Eheschließungsstandesamt auf das Geburtsstandesamt verlagert
· Geringe Fallzahl schränkt Vorteile ein (z. B. Leipzig: 176 Adoptionen p.a. inkl. Minderjährigen-Adoption)

Beschluss des EG:
Anders als im Bericht an den Änderungsbeirat vermerkt kommt das EG nach der Befassung zu folgender Bewertung:
Es sollte darauf hingewirkt werden, dass bereits vom Gericht strukturierte Daten an die Standesämter übermittelt werden und damit die Notwendigkeit der Übermittlung von beglaubigten Kopien der Adoptionsbeschlüsse entfällt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2019-02-18
Folgende Prozessbeschreibung wurde für die Nachrichten 012020/012021 erstellt:
[image: 2a]
Für die Prozessbeschreibung in Abschnitt 3.6.2 und die Beschreibungen der Nachrichten 012020 und 012021 wurden Formulierungsvorschläge erstellt.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2019-02-20
1. QS der Prozessbeschreibung in Abschnitt 3.6.2 und die Beschreibungen der Nachrichten 012020 und 012021:
Problem 1: 
Es wurde festgestellt, dass die Nachricht 012020 keinen Hinweis auf die Namen der Eltern gibt, so dass eine Fortschreibung des Namens eines Elternteils nicht möglich ist, wenn die Nachricht 012020 für ein Kind über 5 Jahre und ohne Anschlusserklärung verwendet werden würde. 
Das EG beschließt, in diesem Fall die Verwendung der Nachricht 012021. Die Fallunterscheidung würde dann beim Empfänger zu treffen sein. Die KoSIT wird die Formulierungsvorschläge entsprechend ändern.
Problem 2: 
Die Nachricht 012021 wird in der Praxis oft auch bei vorliegender Anschlusserklärung geschickt, so dass der Geburtenbuchführer nach dem Empfang wartet, ob die Anschlusserklärung noch auf konventionellem Weg eingeht.
Das EG sieht hier keine technische Lösung und empfiehlt eine Klarstellung in VwV oder PStG.
Das Problem würde gelöst, wenn die Anschlusserklärung wie geplant in strukturierten Daten auf elektronischen Weg in einer separaten Nachricht (z. B. 012022) oder als Erweiterung der 012021 versendet würde.

2. Fragestellungen für die PRRR:
Herr Bockstette und Herr Zimmermann erachten die Aufbereitung der Thesen (siehe Bearbeitung vom 2019-01-14) für ausreichend für die Befassung der Personenstandsrechtsreferentenrunde.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad)	2019-03-14
Die Prozessbeschreibung wurde wie vom EG beschlossen überarbeitet.
Das Diagramm ist im UML-Modell von XPersonenstand enthalten (Qualifizierter Name: XPersonenstand::Nachrichten::StA2StA::Prozessmodelle und UseCases::Eheschliessung::StAmt2StAmt::Ehenamensbestimmung mit Auswirkung auf ein gemeinsames Kind (Entwurf)::IST-Prozess Eheschließung und Ehenamensbestimmung zum Geburtseintrag gemeinsamer Kinder).
Bearbeitet durch: Personenstandsrechtsreferenten	2019-06-05
Auseinandersetzung der Personenstandsrechtsreferenten mit den Thesen aus der Bearbeitung vom 2019-01-14:
BY regt an, generell über die Änderung von Empfangszuständigkeiten nachzudenken. Derzeit werde auch lediglich eine beglaubigte Abschrift und nicht das Original der Erklärung an das empfangszuständige Standesamt übersandt.

BMI weist darauf hin, dass die geltenden rechtlichen Vorschriften eine Änderung der Empfangszuständigkeit nicht zulassen.

BE erläutert, dass eine Änderung der Zuständigkeit Auswirkungen auf die Gebührenerhebung in den Standesämtern haben würde.

HB gibt zu bedenken, dass bei einer Zuständigkeitsverlagerung auf das die Erklärung aufnehmende Standesamt Defizite bei der Sachverhaltsbeurteilung entstehen könnten, weil eine Gesamtbewertung aufgrund der nicht vorhandenen Registerunterlagen nicht möglich sei.

MV ist der Ansicht, dass die Möglichkeit der Gesamtbewertung des Sachverhalts Vorrang vor einer Zuständigkeitsverlagerung haben sollte.

Ergebnis:
Die Möglichkeit einer Verlagerung der Empfangszuständigkeit soll in der Arbeitsgruppe geprüft und bewertet werden.
Bearbeitet durch: KoSIT (Weber)	2019-09-31
Zusammenfassung der Ergebnisse aus Sicht der KoSIT: Die anwesenden Referenten haben die Thesen bestätigt, wonach jetzt für diesen Anwendungsfall die beglaubigten Abschriften der Namenserklärungen durch ein Freitextfeld in der Nachricht ersetzten werden können. 
Das Thema sollte auf dem EG19-07 abschließend bearbeitet werden.
Bearbeitet durch: Personenstandsrechtsreferenten	2019-10-16
Ergebnis:
Die AG empfiehlt den Personenstandsreferenten folgendes Verfahren: 
1. Die Empfangszuständigkeit für namensrechtliche Erklärungen wird nicht geändert.
2. Der Inhalt der Erklärung wird in eine XPersonenstandsnachricht übernommen.
3. Die beurkundete papiergebundene Erklärung (Verhandlungsniederschrift) verbleibt bei dem Standesamt, das die Erklärung aufgenommen hat.
Bei dem für den Empfang zuständigen Standesamt wird als Empfangsdatum das Abrufdatum aus dem elektronischen Postfach festgelegt.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2019-10-21
Gemäß des Beschlusses der Personenstandsrechtsreferenten und auf Grundlage der Diskussionen im EG wurde ein Vorschlag für eine „Mitteilung über die Eheschließung mit Namensänderung zum Geburtseintrag eines gemeinsamen Kindes“ (mit Anschlusserklärung,  Nachricht 012022) entworfen.
Die Nachricht entspricht inhaltlich der Nachricht 012021, ergänzt um ein Freitextfeld zur Aufnahme des Inhalts der Anschlusserklärung.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2019-10-24
Das EG diskutiert, dass die vorgeschlagene neue Nachricht zwei Bereiche vereint, die im Fachverfahren und im PStG getrennt sind, nämlich Beurkundungen zur Ehe und Sonderbeurkundungen (u.U. namensrechtliche Erklärungen). Dies wird nicht gewünscht.
Das EG beschließt daher, dass es zukünftig vier Nachrichten geben soll, die in folgenden Fällen verwendet werden:
Eheschließung ohne Ehenamensbestimmung: Mitteilung über die Eheschließung (aus dem Bereich der Eheschließung, Nachricht 012020).  Die Überschrift der Nachricht ist entsprechend anzupassen.
Eheschließung mit Ehenamensbestimmung ohne Anschlusserklärung: Mitteilung über die Eheschließung und Ehenamensbestimmung (aus dem Bereich der Eheschließung, Nachricht 012021). Das empfangende Standesamt prüft, ob sich der Ehename auf gemeinsame Kinder erstreckt.
Ehenamensbestimmung mit Anschlusserklärung:
1. Mitteilung über die Eheschließung (aus dem Bereich Eheschließung, Nachricht 012022, inhaltlich identisch zu 012021). Durch eine von 012021 abweichende Nachrichtennummer wird angezeigt, dass eine Nachricht über die Anschlusserklärung folgt.
2. Mitteilung über die Anschlusserklärung (aus dem Bereich der besonderen Beurkundungen). Inhaltlich wird der bisherige Vorschlag „012022“ bestätigt, mit Ausnahme des Feldes „wahlEhename“, aber es soll eine Nachrichtennummer aus dem Bereich 016xxx verwendet werden, da Nachrichten aus dem Bereich „besondere Beurkundung“ sich immer in diesem Bereich befinden.
Das auf der Sitzung vorgeschlagene Diagramm zum Prozessablauf wird in zwei Diagramme aufgeteilt: ein Prozess für die Eheschließung, ein Prozess für die nachträgliche Ehenamensbestimmung.
Die KoSIT überarbeitet die vorgeschlagenen Diagramme, Prozessbeschreibungen, Dokumentationen und Nachrichten gemäß den Beschlüssen des EG.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2019-11-22
Folgende Arbeiten wurden aufgrund der Beschlüsse aus 2019-10-24 durchgeführt:
· Prozessbeschreibung für die Nachrichten 01202x überarbeitet
· Nachrichten 012022 und 016051 neu
· Nachrichtenbeschreibungen 012020 und 012021 angepasst
· Prozessbeschreibung für 016051 ergänzt
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand	2019-11-27
Auf Bitten der Runde der Personenstandsrechtsrefenten wurde diskutiert, welches Datum bei der elektronischen Übermittlung der Anschlusserklärung als Empfangsdatum und damit als Datum der Wirksamkeit gelten soll.
Möglichkeit 1: Datum der Zustellung im OSCI-Intermediär (OSCI-Laufzettel)
Möglichkeit 2: Datum des Abrufs der Nachricht aus dem OSCI-Intermediär durch das Fachverfahren.
Zu Möglichkeit 1: Der OSCI-Laufzettel ist durch das Fachverfahren nicht auswertbar. 
Zu Möglichkeit 2: Der Abruf durch das Fachverfahren erfolgt automatisiert i.d.R. in Abständen zwischen 15 und 120 Minuten. Das Datum der Zustellung im OSCI-Intermediär und das Datum des Abrufs sollte in den meisten Fällen nicht abweichen. Das Datum des Abrufs wird dem Standesbeamten durch AutiSta als Empfangsdatum visualisiert.
Beschluss: 
Das EG empfiehlt, das Datum des Abrufs durch das Fachverfahren (Empfangsdatum in AutiSta) als Empfangsdatum und damit als Datum der Wirksamkeit zu verwenden.
Aufgabe: Hr. Bockstette nimmt die Empfehlung in das Protokoll der Sitzung der Runde der Personenstandsrechtsrefenten auf.
Das EG beschließt folgende Änderungen:
1. In der Dokumentation der Nachricht 016051 wird klargestellt, dass der Zeitpunkt des Abrufs der Nachricht durch das Fachverfahren aus dem OSCI-Intermediär dem Zeitpunkt der Entgegennahme einer beglaubigten Abschrift der Namenserklärung entspricht. Beide Zeitpunkte bestimmen für die jeweilige Übermittlungsart den Zeitpunkt der Wirksamkeit der Erklärung.
2. In der Dokumentation sollte außerdem klargestellt werden, dass die Fortführungsfrist für die Sonderakte, in der das Original der Namenserklärung im Eheschließungsstandesamt aufbewahrt wird, der Fortführungsfrist des Geburtseintrags, für den sie als Urkundsgrundlage dient, entspricht. [Nachträgliche Anmerkung: Es gibt keine rechtliche Festlegung der Fortführungsfrist der besonderen Aktenbänden“, in denen das Original der Namenserklärung nach PStG-VwV 6.1.1 aufbewahrt wird. §7 (2) PStG legt eine entsprechende Fortführungsfrist nur für die „normalen“ Sammelakten fest, also Dokumente die Beurkundungen in eigenen Registern betreffen. Eine entsprechende rechtliche Klärung ist vonseiten der Personenstandsrechtsreferenten angedacht.]
3. In der Nachricht 016051 wird „nameEhegatte“ in „nameElternteil“ umbenannt.
Die Nachricht wird aus „Sendersicht“ erstellt. Anlass ist die Anschlusserklärung des Kindes, damit ist „Elternteil“ richtig.
4. Die Nachricht 016051 wird zunächst mit der Nummer 016090 versehen. Weitere Änderungen an der Nummerierung im Bereich 016xxx wird in einem gesonderten CR (s. u.) geprüft.
Für folgende weiterführende Aufgaben sollen eigene CRs gestellt und in 2020 bearbeitet werden:
1. Die Gliederung des Kapitels 3.9, die Benennung von Elementen (z. B. „Ehegatten“ oder „Elternteile“) und die Nummerierung der Nachrichten soll sich an der Systematik aus §§ 41-45 PStG orientieren.
2. Für weitere Erklärungen soll geprüft werden, ob das Vorgehen bei der Anschlusserklärung übernommen werden kann. 
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2019-12-03
Die Änderungswünsche des EG an der Modellierung in der Bearbeitung vom 2019-11-27 wurden umgesetzt. Dazu wurden folgende Änderungen im Detail vorgenommen:
Die Prozessbeschreibung zur Nachricht 016090 „Mitteilung über die Eheschließung mit Namensänderung zum Geburtseintrag eines gemeinsamen Kindes“ (3.9.2.4) wurde um zwei Absätze ergänzt. Diese stellen klar, was das neue Empfangsdatum der Nachricht ist, wenn sie nun elektronisch versandt wird. Außerdem wird ausgeführt, dass die Namenserklärung im Ausgangsstandesamt mit gleichen Aufbewahrungsfristen im Original aufbewahrt wird, wie die ersetzte beglaubigte Anschrift der Namenserklärung im empfangenden Standesamt. Die Absätze im Wortlaut:
„Im bisherigen konventionellen Prozess konnte eine Anschlusserklärung bei jedem Standesamt abgegeben werden. War das Standesamt nicht das Standesamt, welches den Geburtenregistereintrag führte, so wurde eine beglaubigte Abschrift der Namenserklärung an das zuständige Standesamt per Post verschickt. Der Zeitpunkt (Entgegennahme), in dem der Brief in den Zugriffsbereich des registerführenden Standesamts gelangte (z. B. Poststempel), war gleichzeitig der Zeitpunkt der Wirksamkeit der Namenserklärung. Diese Nachricht ersetzt den konventionellen Prozess. Der neue Zeitpunkt der Wirksamkeit der Namenserklärung ist der Zeitpunkt, zu dem das Fachverfahren die Nachricht aus dem OSCI-Intermediär abruft.
Die Namenserklärung im Original bleibt weiterhin in Papierform bei dem Standesamt, welches sie aufgenommen hat, und wird dort in der Sonderakte abgelegt. Die Aufbewahrungsfrist für diese Sonderakte entspricht der Aufbewahrungsfrist für die beglaubigte Abschrift der Namenserklärung beim entgegennehmenden Standesamt, welche durch diesen Prozess ersetzt wird.“ 
Damit ist der Punkt 1. aus der Bearbeitung des EG vom 2019-11-27 umgesetzt.
Der Nachricht wurde statt der bisherigen Nachrichtennummer 016051 die neue Nummer 016090 (3.9.2.4) gegeben, da die Nachricht nicht strukturgleich zur Nachricht 016050 ist. Außerdem wurden die Elemente mit Namen nameEhegatte in nameElternteil umbenannt.
Damit sind Punkte 2. und 3. aus der Bearbeitung des EG vom 2019-11-27 umgesetzt.
Die beiden gewünschten CRs wurden erstellt und haben folgende Namen:
· 39/2019 „Überprüfung der Elementnamen in Mitteilungen zu Erklärungen auf Benennung nach Sendersicht“
· 40/2019 „Ersatz des konventionellen Versandes weiterer beglaubigter Abschriften von Erklärungen durch XPersonenstandsnachrichten“
Damit sind beide Punkte der zweiten Aufzählung aus der Bearbeitung des EG vom 2019-11-27 umgesetzt.
Der CR ist damit erledigt.
Bearbeitet durch: QS-Instanz	2019-12-12
Die QS-Instand beschließt einstimmig:
Die Lösungen der erledigten Änderungsanträge decken die Anforderungen der Problemstellungen ab und sind rechtskonform.
Bearbeitet durch: Änderungsbeirat	2020-01-08
Diskussion
Es ist fraglich, ob im beschriebenen Fall wirklich keine Folgebeurkundung stattfinden muss. Der Ehegatte, dessen Namen nicht zum Ehenamen würde, würde durch die Ehenamensbestimmung zu einem Müller geb. Müller, das müsste durch eine Folgebeurkundung festgehalten werden.
Das EG sollte sich aber mit dem Bedenken in seiner Januarsitzung beschäftigen, und sicherstellen, dass die Konvention betreffend Nachrichtennummern in der Version 1.7.5 eingehalten wird.
Beschluss
Der Änderungsbeirat bittet das EG noch im Rahmen der vorgelegten Version 1.7.5 von XPersonenstand eine Lösung für das beschriebene Problem zu erarbeiten.
Bearbeitet durch: KoSIT (Hahn)	2019-02-06
Aufgrund der nachträglichen Änderungen am Protokoll der letzten EG-Sitzung in 2019 (siehe Bearbeitung vom 2019-11-27, kursiver Klammerzusatz), welche aufgrund der fehlenden rechtlichen Festschreibung der Fortführungsfristen der besonderen Aktenbände nötig waren, wurde ein Satz in Abschnitt 3.9.2.4 der Spezifikation angepasst.
Er lautete: „Die Aufbewahrungsfrist für diese Sonderakte entspricht der Aufbewahrungsfrist für die beglaubigte Abschrift der Namenserklärung beim entgegennehmenden Standesamt, welche durch diesen Prozess ersetzt wird.“
Nun lautet er: „Die Aufbewahrungsfrist für diese Sonderakte sollte der Aufbewahrungsfrist für die beglaubigte Abschrift der Namenserklärung beim entgegennehmenden Standesamt, welche durch diesen Prozess ersetzt wird, entsprechen.“
Das Problem der fehlenden Rechtsgrundlage für diese Fortführungsfristen wurde in einem neuen CR 1/2020 festgehalten.
Bearbeitet durch: Verlag für Standesamtswesen	2020-02-07
Zum vorgeschlagenen Prozess und der dazugehörigen Prozessbeschreibung im Abschnitt 3.6.2 der Spezifikation haben wir Bedenken.
Bearbeitet durch: Verlag für Standesamtswesen	2020-01-07
Zum vorgeschlagenen Prozess und der dazugehörigen Prozessbeschreibung im Abschnitt 3.6.2 der Spezifikation haben wir Bedenken.
Es ist bisher übliche Praxis, dass aus der Nummer einer Nachricht ersichtlich ist, ob sie nur eine Hinweiseintragung oder (auch) eine Folgebeurkundung auslöst. Bei der Nachricht 012021 wäre dies nun nicht der Fall.
Die Prüfung, ob das Kind über oder unter fünf Jahren alt ist, sollte dem Eheschließungsstandesamt obliegen, welches dafür eine Geburtsurkunde verlangen soll. Ist keine Folgebeurkundung nötig, soll in Zukunft auch bei der Bestimmung eines Ehenamens die Nachricht 012020 geschickt werden. Damit ist der Bruch mit der bisherigen Praxis verhindert. Die 012020 löst immer nur Hinweiseintragungen aus, die Nachricht 012021 immer Folgebeurkundungen.
Ein Vorschlag zur dementsprechenden Änderung des Spezifikationstextes in Kapitel 3.6.2 findet sich als Anlage 2 zu diesem Änderungsantrag.
Bearbeitet durch: EG XPersonenstand 	2020-01-15
Das EG hat das Aktivitätsdiagram überarbeitet, um sicherzustellen, dass für jede Nachricht feststeht, ob sie eine Folgebeurkundung auslöst oder nur eine Hinweiseintragung:
Hierfür wurden zwei Prüfungen auf Seite des sendenden Standesamts eingeführt (ob das Kind jünger oder älter als 5 Jahre ist und ob das Kind den Ehenamen bereits führt). Beide Prüfungen kann das sendende Standesamt aufgrund der vorliegenden Unterlagen entscheiden und die entsprechende Nachricht senden.
[image: C:\Users\sconrad\AppData\Local\Microsoft\Windows\INetCache\Content.Word\2a. Eheschließung und Ehenamensbestimmung zum Geburtseintrag gemeinsamer Kinder.png]
Die Idee, die Nachricht 012020 in jedem Fall zu senden und aufgrund dieser Nachricht stets die Hinweiseintragung vorzunehmen wurde verworfen, da dies zur Folge hätte, dass im Standardfall (Ehenamensbestimmung und Kind unter 5 Jahre) zwei getrennte Nachrichten zu verarbeiten wäre.
Bearbeitet durch: KoSIT (Conrad) 	2020-01-24
Gemäß dem Beschluss des EG vom 2020-01-15 wurde die Abbildung 3.30. „Prozessmodell für die Mitteilung der Eheschließung an die Geburtseinträge gemeinsamer Kinder“ durch die überarbeitete Version ersetzt.
Die Prozessbeschreibung in Abschnitt 3.6.2 wurde entsprechend überarbeitet. Bei der Überarbeitung wurden die Formulierungsvorschläge des VfSt (siehe Anlage 2) weitgehend übernommen.
[bookmark: _GoBack]Der Titel der Nachricht 012020 wurde geändert von „Mitteilung über die Eheschließung ohne Ehenamensbestimmung zum Geburtseintrag eines gemeinsamen Kindes“ zu „Mitteilung über die Eheschließung ohne Namensänderung zum Geburtseintrag eines gemeinsamen Kindes“, um den veränderten Prozess widerzuspiegeln.
Die Nachrichtenbeschreibung der Nachricht 012021 wurde überarbeitet.
Damit ist der CR aus Sicht der Modellierung abgeschlossen.
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